
Der Börsenverein des 
Deutschen Buchhandels 
und der Schriftstellerver-

band PEN fordern Aufklärung 
des polizeilichen Vorgehens gegen 
den Mezopotamien-Verlag und 
den Musikvertrieb Mir-Multime-
dia. Sie waren Anfang März im 
Auftrag des Innenministeriums 
durchsucht worden, weil man 
sie verdächtigte, in Deutschland 
die verbotene kurdische Arbei-
terpartei PKK zu unterstützen. 
Was veranlasst Sie, jetzt aktiv zu 
werden?

Die Durchsuchungsaktion am 8. März 
war geradezu als öffentliches Ereig-
nis inszeniert. Der Zeitpunkt, zu dem 
dies passierte, lag nahe an dem Termin 
der Freilassung des Journalisten De-
nis Yücel, der am 16. Februar aus der 
Haft in Silivri bei Istanbul freikam. 
Deshalb war in der Öffentlichkeit spe-
kuliert worden: Gibt es da etwa einen 
Zusammenhang? Wir hatten uns Zeit 
genommen, zu recherchieren, wes-
halb ausgerechnet gegen diese Verlage 
vereins- und steuerrechtlich ermittelt 
wird.

Dass die Polizei Lastwagen voller 
Bücher abtransportiert hatte, mach-
te uns stutzig. Unverständlich ist, 
warum diese Menge von Büchern 
beschlagnahmt wurde. Um zu be-
urteilen, ob diese Verlage die PKK 
in irgendeiner Weise unterstützen, 
hätte es gereicht, von jedem Buch 
nur ein Exemplar mitzunehmen. Die 
Frage steht im Raum, ob die Ver-
hältnismäßigkeit gewahrt ist. Zwar 
ist all dies auf Basis rechtsstaatlicher 
Kriterien passiert, es gab einen rich-
terlichen Durchsuchungs beschluss. 
Wir verlangen aber von der Bundes-
regierung, dass sie aufklärt. Es geht 

um das wichtige Gut der Meinungs- 
und Informationsfreiheit. Unsere Ge-
sellschaft, die auf einer freiheitlich 
demokratischen Ordnung basiert, 
verträgt nicht den geringsten Hauch 
eines Verdachts, dass die Meinungs-
freiheit eingeschränkt werden soll. 
Unsere Partnerorganisation, das 
PEN-Zentrum Deutschland, erhält 
bereits beunruhigte Nachfragen aus 
dem Ausland, was denn da los ist. 
Aufgrund dieser Undurchsichtigkeit 
fordern wir die Bundesregierung auf, 
Klarheit zu schaffen.

Aber genau unter der Überschrift 
»Unser Rechtsstaat ist eine wehr-
hafte Demokratie« hatte das 
Innenministerium zur Durchsu-
chung Stellung auf seiner Inter-
netseite bezogen …

Das mag sein. Das Problem ist aber: 
Ich kann das gar nicht werten, weil 
ich die Inhalte gar nicht kenne, um 
die es dabei geht. Es erscheint mir 

völlig übertrieben, einen Verlag mit 
einer so massiven Beschlagnahmung 
seiner Werke zu behindern, so dass er 
nicht mehr handlungsfähig ist. Jeder 
Verdacht muss ausgeräumt werden: 
Dies darf in keinem Fall mit einem 
möglichen Entgegenkommen der 
Türkei gegenüber zusammenhängen. 
Aufgrund des hohen Gutes der Pu-
blikationsfreiheit hierzulande müs-
sen wir verlangen, dass dies definitiv 
ausgeschlossen werden kann.

Thomas de Maizière hatte die 
Durchsuchungen kommentiert, 
sie richteten sich angeblich gegen 
Firmen im Einflussbereich der 
bereits seit 1993 verbotenen PKK, 
er sagte: »Der Rechtsstaat bietet 
seinen Feinden die Stirn!« Wie 
werten Sie das?

Wenn wir sehen, dass die Verbote 
schon so lange ausgesprochen sind 
und diese Verlage seither beobachtet 
werden, fragt sich: Weshalb wird aus-
gerechnet jetzt so rabiat vorgegangen? 
Ich hatte mit dem Innenministerium 
telefoniert, um mir über die Hinter-
gründe Klarheit zu verschaffen. Es 
hieß, es gebe jetzt neue Erkenntnisse, 
die ein solches Eingreifen erforderlich 
machten.

Welche denn?
Das habe ich nicht in Erfahrung brin-
gen können. Mit Lkw vorzufahren, 
massenweise Bücher zu beschlagnah-
men; und dann nur eben diese generel-
le Erklärung herauszugeben, es gehe 
um steuer- und vereinsrechtliche Er-
mittlungen, sowie Unterstützung der 
PKK: Das ist arg dürftig. Will man erst 
in Erfahrung bringen, ob der Verlag 
die PKK unterstützt, oder weiß man 
es bereits? Wir fordern dringend, das 
klarzustellen.

 Interview: Gitta Düperthal
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Die deutsche Sektion der Ärzte-
organisation IPPNW forderte am 
Mittwoch bezüglich des Krieges in 
Syrien die Beendigung aller Bombar-
dierungen und Drohungen:

Die ärztliche Friedensorganisation 
IPPNW (International Physicians for 
the Prevention of Nuclear War, jW) pro-
testiert gegen die fortgesetzten Drohun-
gen gegenüber Syrien aufgrund noch 
ungeklärter Vorwürfe, dass Giftgas ein-
gesetzt wurde. Erfahrungsgemäß dau-
ert die Ermittlung der Verantwortlichen 
beim Einsatz von Giftgas sehr lange, 
wenn sie denn überhaupt zu einem 
eindeutigen Abschluss gebracht wer-
den kann. Trotzdem muss der Versuch 
gemacht werden, bei diesem Vorwurf 
eines Kriegsverbrechens – wie bei allen 
anderen auch – eine Klärung zu errei-
chen. Dies ist der UNO und der OPCW 
(Organisation for the Prohibition of 
Chemical Weapons, jW)zu übertragen.

»Unabhängig vom Ausgang der 
Untersuchungen fordern wir ein En-
de aller Bombardierungen. Kriegs-
verbrechen können nicht durch noch 
mehr Krieg beendet werden, sondern 
nur durch das Ende der Kampfhand-
lungen«, erklärt Susanne Grabenhorst, 
stellvertretende IPPNW-Vorsitzende. 

Aktuell besteht die große Gefahr, dass 
durch gegenseitige Beschuldigungen, 
Drohungen und Militärschläge eine ka-
tastrophale Ausweitung des Stellvertre-
terkrieges in Syrien erfolgt. NATO-Staa-
ten wie die USA und die Türkei könnten 
sich gegenüberstehen, Atommächte 
ihr aufgerüstetes Atomwaffenarsenal 
gegeneinander in Stellung bringen.

Krieg und Terror werden durch Di-
plomatie und Verhandlungen mit den 
Zielen der Verständigung und des Aus-
gleichs sowie durch die Herstellung gu-
ter und gerechter Lebensbedingungen 
überwunden. Die Verweigerung des Ge-
sprächs (z. B. durch den Abbruch diplo-
matischer Beziehungen), die Belastung 
der Bevölkerung durch Sanktionen, der 
Ausschluss von relevanten Gruppen und 
Teilen der Bevölkerung von Friedens-
verhandlungen sind destruktiv für die 
Sache des Friedens. Das Völkerrecht 
muss eingehalten werden, das bedeutet 
das Ende aller Invasionen (der Türkei 
im Norden, Aufbau von Militärbasen, 
die Präsenz aller ausländischen Truppen 
und aller Söldner und Geheimdienste).

Die Bundesregierung solle sich statt 
dessen zum Wohle der Bürgerinnen 
und Bürger Syriens für den Stopp al-
ler Waffenlieferungen, das Ende der 
Sanktionen gegen Syrien als Voraus-

setzung für Frieden, Wiederaufbau 
und Entwicklung, die Wiederaufnah-
me diplomatischer Beziehungen, die 
Unterstützung der zahlreichen lokalen 
Waffenstillstände sowie die Unterstüt-
zung von Versöhnungsprogrammen 
einsetzen. Zudem könne die Bundes-
regierung Demokratieprojekte und ge-
waltfreies Engagement von syrischen 
Bürgerinnen und Bürgern unterstützen 
und dabei besonders benachteiligte oder 
vom Krieg betroffene Gruppen berück-
sichtigen, sich für ein international ge-
tragenes Ausstiegsprogramm für ehe-
malige IS-Kämpferinnen und -Kämpfer 
und die anderer bewaffneter (terroristi-
scher) Gruppen sowie eine nachhaltige 
Verbesserung der Lebensbedingungen 
in den Flüchtlingslagern der Region 
durch finanzielle Unterstützung der 
UN-Flüchtlingsarbeit einsetzen. Außen-
minister Heiko Maas solle sich zudem 
für die Fortsetzung aller Friedenspro-
zesse (Genf, Astana) stark machen.

An die Bevölkerung appelliert die 
IPPNW, Informationen zu Verantwort-
lichkeiten in Kriegen kritisch zu prüfen 
und auf ihre Bundestagsabgeordneten 
einwirken, sich besonnen mit der sich 
zuspitzenden Kriegslage auseinander-
zusetzen sowie sich nicht auf falsch ver-
standene Bündnistreue einzulassen.

»Bundesregierung muss 
Klarheit schaffen«

Rohrstock Hartz IV

Mark Zuckerberg

Sanktionen für ALG-II-Bezieher

Ruderchampion des Tages 

Für einen kurzen Moment hätte 
man hoffen können, dass Mr. 
Facebook bei seinen ersten 

Anhörungen vor Abgeordneten des 
US-Kongresses am Dienstag abend 
(Ortszeit) in die Mangel genommen 
wird und alle Leichen aus dem Keller 
holt. Aber dafür ist Mark Zuckerberg 
zu windig. Seine Taktik: rudern. 
Auf die ihm gestellten Fragen gab 
er widersprüchliche Antworten, die 
Kongressleute verwirrte er damit 
erfolgreich.

Anlass der Anhörung ist das 
Bekanntwerden des eigentlichen 
Kerngeschäfts von Facebook: sämt-
liche verfügbaren Nutzerdaten zu 
sammeln, aufzubereiten und an den 
Meistbietenden zu verscherbeln. Die 
Firma Cambridge Analytica, die bis-
lang als der Buhmann schlechthin 
galt, nutzte einen regulären Zugang 

zu Facebooks Datenreichtum, ohne 
irgendwelche Bestimmungen zu ver-
letzen.

Ein pikantes Detail wurde in den 
Tagen vor dem ersten Anhörungs-
termin bekannt: Mitglieder des Ko-
mitees, dem Zuckerberg zwar Rede 
stand, Antworten aber schuldig blieb, 
sollen laut einem Bericht der Zeitung 
USA Today vom 4. April seit 2007 
knapp 381.000 US-Dollar an Spen-
dengeldern von Facebook erhalten 
haben. Auf diese Weise verschafft 
man sich eine gewogene Aufsichts-
behörde, die einem das Geschäft 
nicht vermiest. Auch im letzten Wahl-
kampf zeigte sich das angeblich so 
soziale Netzwerk bereits im Vorfeld 
erkenntlich für den Verzicht auf echte 
Regulierungsmaßnahmen. Laut USA 
Today sollen die Demokraten von 
Facebooks insgesamt sieben Millio-
nen US-Dollar Parteispenden 65 Pro-
zent und die Republikaner 33 Prozent 
erhalten haben.

Zuckerberg versprach übrigens, 
dass sich Facebook in den USA und 
überall sonst in der Welt gegen Wahl-
manipulation und Falschmeldungen 
einsetzen werde. Dumm nur, dass 
Facebook genau das befördert. Der 
Konzern bestimmt, was Nutzer zu 
sehen kriegen und was im digitalen 
Orkus verschwindet. Marc Bebenroth

Unter dem Titel »Hartz IV 
wirkt« lobte Armin Mahler 
Anfang April im Spiegel 

das rot-grüne Gesetzespaket. Ergänzt 
werden müsste: Ja, als massenhaft 
eingesetztes Druckmittel, die Ge-
sundheit von Millionen Menschen 
beeinträchtigende Drohkulisse und 
verfassungswidriges Disziplinie-
rungsinstrument! Durch den Zwang, 
jeden Job annehmen zu müssen – un-
abhängig von der eigenen (eventuell 
viel höheren) beruflichen Quali-
fikation – machen die Jobcenter ihre 
»Kunden« gefügig. Die Erwerbs-
losen müssen folgen, und zwar auch 
dann, wenn der angebotene Lohn 
weder dem Tarifvertrag noch der 
ortsüblichen Höhe entspricht. Falls 
sich ein Transferleistungsbezieher 
weigert, drohen Sanktionen.

Gleichzeitig werden Belegschaf-
ten, Betriebsräte und Gewerkschaf-
ten unter dem Damoklesschwert 
Hartz IV genötigt, schlechtere 
Arbeitsbedingungen und niedrigere 
Löhne zu akzeptieren. Auf diesem 
Weg einen breiten Niedriglohnsektor 
zu schaffen und den »Standort D« 
auf den Weltmärkten konkurrenz-
fähiger zu machen, war der Haupt-
zweck von Hartz IV. Diesen erfüllte 
das Gesetzespaket in den vergan-
genen Jahren zwar, schaut man auf 
die deutschen Exportüberschüsse, 
Millionen von dem rigiden Arbeits-
marktregime betroffene Menschen, 
ihre Familien und die SPD leiden 
aber noch immer darunter.

Obwohl der Sozialstaat nach dem 
Grundgesetz laut einem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 
9. Februar 2010 die Pflicht hat, ein 
»menschenwürdiges Existenzmi-
nimum« für alle Transferleistungs-

bezieher zu gewährleisten, tritt er 
dieses Verfassungsgebot ausge-
rechnet bei jungen Menschen mit 
Füßen. Wenn die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende mit ihrem Regel-
bedarf sowie der Übernahme »an-
gemessener« Wohnkosten das sozio-
kulturelle Existenzminimum gerade 
noch sichert, wie das Bundesverfas-
sungericht am 23. Juli 2014 in einem 
weiteren Hartz-IV-Urteil festgestellt 
hat, bedeutet jede Kürzung wegen 
einer Sanktionierung zumindest rela-
tive Armut für Leistungsberechtigte. 
Im Falle einer Totalsanktion, die 
normalerweise zur völligen Mittel-
losigkeit und bei unter 25jährigen 
manchmal zur Wohnungslosigkeit 
des Leistungsbedürftigen führt, liegt 
sogar absolute, extreme bzw. existen-
zielle Armut vor.

Durch massiven Druck führt man 
junge Menschen nicht etwa »auf den 
rechten Weg«, sondern veranlasst 
sie höchstens, sich auf illegale Weise 
durchs Leben zu schlagen. Eigent-
lich sind die Zeiten der Rohrstock-
pädagogik längst vorbei. Denn mit 
alttestamentarischer Strenge und 
sozialen Folterinstrumenten bewirkt 
man keine Verhaltensänderung im 
positiven Sinne, sondern oft genug 
das Gegenteil. Sanktionen sind nicht 
bloß inhuman und verfassungs-
widrig, sondern auch kontraproduk-
tiv. Sie müssen so schnell wie mög-
lich beseitigt, zumindest durch ein 
Sanktionsmoratorium vorerst aus-
gesetzt werden. Mit den Sanktionen 
steht und fällt das Hartz-IV-System.
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Angriff auf Meinungsfreiheit: Bei Razzien in kurdischen Verlagen 
wurden Tausende Bücher beschlagnahmt. Gespräch mit Alexander Skipis
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